
Kurzeinschätzung von Ellen Brombacher zum neuen Reformerpapier der LINKEN 
 

Keine Antworten (der Reformer zur Außenpolitik in r2g Regierungsbeteiligung)! 

Dazu Ellen Brombacher: ..."Wenngleich vieles zu dem (hier vorliegenden) Papier (der Befürworter 
linker Regierungsbeteiligung) zu sagen wäre, soll hier nur von dem die Rede sein, was darin fehlt. 
Insbesondere sucht man vergeblich Aussagen zur Außenpolitik. Vermutlich würde mir von dessen 
Autoren entgegengehalten, alle wüssten, dass Die Linke eine Friedenspartei ist, und im Übrigen seien 
den Menschen innenpolitische Fragen weitaus wichtiger. Zweifellos ist die Innenpolitik von elemen-
tarer Bedeutung. Und außerdem: Keine der hiesigen Parteien will Krieg – auf deutschem Territorium! 
Andernorts, denken wir nur an Jugoslawien, sind an Kriegen beteiligte deutsche Soldaten seit über 
zwanzig Jahren kein Problem mehr. Nur unsere Partei legt in ihrem Programm verbindlich fest, dass 
sie Auslandseinsätze der Bundeswehr ablehnt und die Auflösung der aggressiven NATO fordert..." 

"...In einer Regierung könne man die Programmatik nicht eins zu eins umsetzen, heißt es oft. Das 
ist bis zu einem bestimmten Grad nachvollziehbar. In einer vierjährigen Regierungszeit die Einfüh-
rung des Sozialismus unter »R2G« zu verlangen, wäre blanker Voluntarismus. Wenn es allerdings 
um imperiale deutsche Politik und Militarismus geht, muss das Parteiprogramm auch für kurze Zeit-
räume gelten; sonst verkaufen wir unseren Markenkern, unser Gewissen. Weil das sehr viele Partei-
mitglieder und zugleich Wählerinnen und Wähler so sehen, sind bisher alle Versuche gescheitert, die 
friedenspolitischen Grundsätze der Partei zu entsorgen..." 

Hier nun ungekürzt der ganze Beitrag von Ellen Brombacher: 

Die Partei Die Linke »sollte bei den kommenden Bundestagswahlen offensiv das Ziel eines Politik- 
und Regierungswechsels vertreten«, so die Parteivorsitzenden und andere in einem Papier vom 15. 
Mai. Obwohl es im Parteivorstand faktisch durchfiel, begrüßen die Autorinnen und Autoren eines 
neuen Strategiedokuments »Für eine soziale, ökologische und digitale Gesellschaft – die Linke muss 
sich entscheiden«, darunter Jan Korte, Matthias Höhn, Stefan Liebich, Klaus Lederer und Kristina 
Vogt, ausdrücklich diese auf Regierungsbeteiligung im Bund fixierte Position. Die Partei, so die Un-
terzeichnenden, sei an wesentlichen Stellen gespalten. Die Linke müsse sich entscheiden. An welchen 
Stellen die Partei gespalten ist, erfahren wir auf den insgesamt 13 Seiten nicht; das Papier bleibt 
auch kryptisch in der Frage, wofür und wogegen Die Linke sich entscheiden müsse. Dafür ist klar 
formuliert, worin die Lösung all unserer Probleme besteht: Auf dem kommenden Parteitag müsse 
eine Richtungsentscheidung her. Welche Richtung soll eigentlich überwunden werden? Wieder keine 
Antwort! 

Wenngleich vieles zu dem Papier zu sagen wäre, soll hier nur von dem die Rede sein, was darin fehlt. 
Insbesondere sucht man vergeblich Aussagen zur Außenpolitik. Vermutlich würde mir von dessen 
Autoren entgegengehalten, alle wüssten, dass Die Linke eine Friedenspartei ist, und im Übrigen seien 
den Menschen innenpolitische Fragen weitaus wichtiger. Zweifellos ist die Innenpolitik von elemen-
tarer Bedeutung. Und außerdem: Keine der hiesigen Parteien will Krieg – auf deutschem Territorium! 
Andernorts, denken wir nur an Jugoslawien, sind an Kriegen beteiligte deutsche Soldaten seit über 
zwanzig Jahren kein Problem mehr. Nur unsere Partei legt in ihrem Programm verbindlich fest, dass 
sie Auslandseinsätze der Bundeswehr ablehnt und die Auflösung der aggressiven NATO fordert. 

In einer Regierung könne man die Programmatik nicht eins zu eins umsetzen, heißt es oft. Das ist 
bis zu einem bestimmten Grad nachvollziehbar. In einer vierjährigen Regierungszeit die Einführung 
des Sozialismus unter »R2G« zu verlangen, wäre blanker Voluntarismus. Wenn es allerdings um 
imperiale deutsche Politik und Militarismus geht, muss das Parteiprogramm auch für kurze Zeiträume 
gelten; sonst verkaufen wir unseren Markenkern, unser Gewissen. Weil das sehr viele Parteimitglie-
der und zugleich Wählerinnen und Wähler so sehen, sind bisher alle Versuche gescheitert, die frie-
denspolitischen Grundsätze der Partei zu entsorgen. Ob 1996 in Magdeburg, ob 2000 in Münster oder 
im Kontext der 2003 und 2011 beschlossenen Parteiprogramme. In letzterem gibt es sogar entspre-
chende rote Haltelinien. 



Über die zu reden, vermeiden nicht wenige Protagonisten der Linken gerne. Kürzlich war Katja Kip-
ping Gast im ZDF-Sommerinterview. Ihre Bemerkung »Wir wollen wirklich in diesem Land etwas 
verändern, und dazu gehen wir auch in die Regierung« aufgreifend, verwies die Journalistin Shakun-
tala Banerjee auf das Strategiepapier der hessischen Genossinnen und Genossen. Die würden darauf 
hinweisen, der Markenkern der Partei liege im Antikapitalismus und in der Friedenspolitik. Banerjee 
wörtlich: »Das heißt, wenn Sie in einer Regierung wären, müssten Sie beim ersten Schwur, wenn es 
um die Bundeswehr und Auslandseinsätze geht, eben schon wieder passen und aussteigen. Können 
Sie eine Partei führen, die Ihnen da so stramme Fesseln bei Ihrem Kurs anlegt?« 

Katja antwortet: »Das ist Ausdruck einer Debatte bei uns. Das würde ich nicht als Fessel beschreiben. 
(…) Dass man sozusagen so nicht in der Außenpolitik weitermachen kann, diese Erkenntnis kommt 
doch inzwischen sogar bei der SPD an.« Über Auslandseinsätze der Bundeswehr verliert sie kein 
Wort. 

Banerjee weiter: »Die NATO abzuschaffen, wie es Ihnen als Linke am liebsten wäre, (…) da sind 
weder die SPD noch Grüne dafür.« Katja antwortet: »Entschuldigung, die NATO schafft sich gerade 
von alleine ab, da müssen wir gar nicht in Koalitionsverhandlungen diskutieren; das hat bereits Do-
nald Trump erledigt.« 

Erneut weicht sie realitätsfern aus. Wir nicht! Ginge unsere Partei, die roten Haltelinien missachtend, 
in eine Bundesregierung, so zerstörten wir uns selbst. Nichts würde durch ein paar linke Bundesmi-
nister besser angesichts eines solchen Glaubwürdigkeitsverlusts. Die UNO warnt, nie zuvor sei die 
Gefahr eines Atomkrieges so groß gewesen. Kein Wort dazu im Papier der selbsternannten Reformer. 
Weil unstrittig ist, dass man ohne die Anerkennung der Staatsräson – also der BRD-
Bündnisverpflichtungen – auf Bundesebene nicht koalieren darf? 

Ellen Brombacher ist Mitglied im Bundessprecherrat der Kommunistischen Plattform der Partei Die 
Linke 


